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Die Aufstellung des Bebauungsplans mit Grünordnungsplan Gewerbegebiet Aiglsbach „Süd-
West“ Deckblatt Nr. 01 erfolgt gemäß § 13 BauGB im Vereinfachten Verfahren. Von der 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird entsprechend 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB in vorliegender Situation abgesehen. 

1 Aufstellungsbeschluss 
Die Gemeinde Aiglsbach hat in der Sitzung am 25.02.2025 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplans mit Grünordnungsplan beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am 04.04.2025 ortsüblich bekanntgemacht. 
 

2 Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf des Bebauungsplans mit Grünordnungsplan in der Fassung vom 25.03.2025 
wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
14.04.2025 bis einschließlich 16.05.2025 ausgelegt. 

3 Satzungsbeschluss 
Die Gemeinde Aiglsbach  Aiglsbach hat mit Beschluss vom 27.05.2025 den Bebauungsplan 
mit Grünordnungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 27.05.2025 als 
Satzung beschlossen. 

 

 

Gemeinde Aiglsbach, den ……………………. 

 1. Bürgermeister 

4 Nach Abschl uss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt. 
 

 

Gemeinde Aiglsbach, den ……………………. 

 1. Bürgermeister 

5 Inkrafttreten 
Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan wurde am __.__.____ 
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit 
Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde Aiglsbach 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft 
gegeben. Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die 
Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen. 

 

 

Gemeinde Aiglsbach, den ……………………. 

 1. Bürgermeister 

4.1.2 Stellplätze 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind ausschließlich auf den privaten Grundstücksflächen auf den 
jeweils zugeordneten überbaubaren Flächen anzuordnen. 
Die Anzahl der Stellplätze regelt sich nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde Aiglsbach. 
Hinweis: 
Der Stellplatznachweis ist abhängig von der tatsächlichen Nutzung und im Zuge der Einzelgenehmigung 
nachzuweisen. 

 
5 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG  (§ 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB) 

Beim östlichen Teil des Gewerbegebietes wird entsprechend der Plandarstellung das Regenwasser 
der Parzellen 1, 2 und 6 und die dazugehörigen Straßenflächen zunächst über ein offenes Gerinne 
und dann verrohrt dem Regenrückhaltebecken und der bestehenden öffentlichen Kanalisation im 
Haslachweg zugeleitet.  

Das Oberflächenwasser im sonstigen, westlichen Teil des Gewerbegebietes hingegen wird teilweise 
im offenen und teilweise im geschlossenen System in ein Regenrückhaltebecken abgeleitet und 
zwischengespeichert. Von dort wird es gedrosselt in einer Verrohrung dem Riedmoosgraben 
zugeführt.  

Sämtliches  auf den Gewerbeflächen anfallendes Dach- und Oberflächenwasser ist auf dem 
Grundstück zu sammeln (z. B. Rückhaltung mittels Zisternen) und gedrosselt in die Kanalisation 
einzuleiten. Ein Rückstauvolumen von 7,0 m³ ist mindestens einzuhalten. Auf den Parzellen 1 und 2 

hingegen ist die Errichtung eines Stauraumkanals vorzusehen. Verschmutztes Regenwasser ist vor 
der Einleitung auf den einzelnen Baugrundstücken entsprechend zu behandeln (Merkblatt DWA-M 
153, Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser). Eine breitflächige Versickerung von 
unbelastetem Regenwasser über eine belebte Bodenzone (z. B. Muldenversickerung)  wird begrüßt. 
D iese ist im Einzelfall vom jeweiligen Bauwerber zu prüfen und ergänzende Bodengutachten 
einzuholen. 

Mit dem jeweiligen Bauantrag ist ein Entwässerungsplan vorzulegen. 
 

6 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  (ART. 81 BAYBO) 
6.1 Gestaltung der Gebäude und Nebenanlagen 
6.1.1 Nebenanlagen 

Dachform: Flachdach (FD)/ Pultdach (PD)/ Satteldach (SD); 
Dachneigung: max. 30°; 
Dachdeckung: alle harten Deckungen sowie Foliendach; Dachbegrünungen sind zulässig; 

Solar- und Photovoltaikmodule als eigenständige Dachhaut sind 
zugelassen. 
FD: Ausnahmen für aufgeständerte Solar - und Photovoltaikmodule sind 
zulässig. 

Dachüberstand: Ortgang und Traufe max. 1,00 m;  
Dachaufbauten: unzulässig; 
Zwerch-/ Standgiebel: unzulässig. 
 

6.1.2 Gebäude 
Dachform: Flachdach (FD)/ Pultdach (PD)/ Satteldach (SD); 
Dachneigung: max. 30°; 
Dachdeckung: alle harten Deckungen sowie Foliendach; Dachbegrünungen sind zulässig; 

FD: aufgeständerte Solar - und Photovoltaikmodule sind auf mindestens 
30 % der Dachfläche vorzusehen. 
PD/ SD: Solar- und Photovoltaikmodule als eigenständige Dachhaut sind 
auf mindestens 30 % der Dachfläche vorzusehen. 

Dachüberstand: Ortgang und Traufe max. 1,00 m;  
bei Überdachungen von Eingangsbereichen und Anlieferzonen ist ein 
Dachüberstand bis max. 4,00 m zulässig; 

Dachaufbauten: unzulässig; 
Zwerch-/ Standgiebel: unzulässig. 
 

6.2 Alternative Energien 
Zur Förderung regenerativer Energienutzungen für Solarthermie oder Photovoltaikanlagen werden 
Dachanlagen auf den Gebäuden entsprechend der zulässigen Grundfläche festgesetzt. Auf den 
Nebenanlagen können diese errichtet werden. Auf die jeweiligen Ausführungen zu den 
Dachdeckungen  wird verwiesen. 

6.3 Einfriedungen 
Art und Ausführung:  Holzlattenzaun, Metallzaun, Maschendrahtzaun sowie lebende Zäune. 
Höhe der Einfriedung:  max. 2,00  m ab fertigem Gelände; 
Sockel : am Ortsrand unzulässig, ansonsten max. 0,10 m ab fertigem Gelände. 
 

6.4 Gestaltung des Geländes 

Das ursprüngliche Gelände wurde im Zuge der Erschließungsarbeiten auf die im Bebauungsplan 
angegebenen Geländehöhen terrassiert. In Ergänzung dazu werden noch je Grundstück 
nachstehende Abgrabungen und Aufschüttungen für zulässig erklärt. 

Abgrabungen/ Aufschüttungen: 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abgrabungen bis max. 1,00 m und Aufschüttungen bis max. 
2,00 m zulässig. Ein direktes Aneinandergrenzen von Abgrabungen und Aufschüttungen ist 
unzulässig.  Für Auffüllungen darf ausschließlich inertes, unbelastetes Material verwendet werden. 

Stützmauern: 
Stützmauern sind bis zu einer Höhe von 2,00 m über der fertigen  Geländeoberfläche zulässig. 
Weitere Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen auszubilden. Zur Straßenseite 
orientierte Stützmauern sind unzulässig. 
Hinweis: 
Die Geländehöhen sind auf die jeweiligen benachbarten Grundstücke abzustimmen. Gemäß § 37 W HG sind 
Abgrabungen und Aufschüttungen so auszuführen, dass die Veränderungen bezüglich wild abfließenden 
W assers nicht zum Nachteil Dritter erfolgen. Im  Bauantrag sind sowohl die bestehenden als auch die geplanten 
Geländehöhen darzustellen. 
 

A) BEBAUUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i. V. m. Art. 6 und 81 BayBO 

 
1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 ABS.1 Nr.1 BAUGB) 

 Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 
Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO folgende Nutzungen des § 8 BauNVO: 
 Großflächige Einzelhandelsbetriebe für Lebensmittel und Getränke, 
 Lagerplätze als selbständige Anlagen, 
 Tankstellen, 
 Anlagen für sportliche Zwecke, 
 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-

leiter, 
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 
 Vergnügungsstätten, 
 Boardinghäuser, Beherbergungseinrichtungen und sonstige Einrichtungen des gewerblichen 

Wohnens. 
 

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 ABS. 1 Nr. 1 BAUGB) 

2.1 Zulässige Grund-/ Geschossfläche 

Nutzung Grundflächenzahl (GRZ) 
§ 17 i. V. m. § 19 BauNVO 

Geschossflächenzahl (GFZ) 
§ 17 i. V. m. § 20 BauNVO 

GE max. 0,8 max. 1,2 

 
2.2 Vollgeschosse 

Nutzungen unterhalb der bestehenden Geländeoberfläche sind für Kellergeschosse sowie für Ga-
ragen zulässig. 

Definition: 
Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche 
liegen und über mind. 2/3 ihrer Grundfläche eine Höhe von 2,30 m aufweisen. 
 

2.3 Angaben zu baulichen Anlagen 
2.3.1 Wandhöhe (WH) 

Gebäude/ bauliche Anlagen 

  GE:     max. 9,00 m talseitig. 

Definition: 
Zu messen ab FOK-Höhe der baulichen Anlagen bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut an 
der Traufseite oder bis zum oberen Abschluss der Wand. 
 

2.3.2  Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB) 
Die FFOK-EG der Gebäude und baulichen Anlagen sind auf die Höhenlage gemäß nachstehender 
Tabelle zu legen: 

Grundstücke FFOK – EG Zulässige Höhendifferenz 
HsNr. 1 – Fl.-Nr. 963/13 425,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 2 – Fl.-Nr. 963/2 423,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 3 – Fl.-Nr. 963/15 421,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 4 – Fl.-Nr. 963/3 425,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 5 – Fl.-Nr. 963/14 426,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 6 – Fl.-Nr. 963/4 424,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 8 – Fl.-Nr. 963/5 421,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 10 – Fl.-Nr. 963/6 419,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 12 – Fl.-Nr. 963/7 418,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 14 – Fl.-Nr. 963/8 420,50 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 16 – Fl.-Nr. 963/9 424,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 18 – Fl.-Nr. 963/10 427,00 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 20 – Fl.-Nr. 963/11 427,50 m ü. NHN + / -0,50 m 
HsNr. 22 – Fl.-Nr. 963/12 424,00 m ü. NHN + / -0,50 m 

 
2.3.3 Abstandsflächen 

Zur Regelung der Abstandsflächen wird die Anwendung des Art. 6 Abs. 5 Satz 1 der Bayerischen 
Bauordnung angeordnet. 

2.3.4 Firstrichtung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Eine detaillierte Firstrichtung wird nicht festgesetzt. Die Firstrichtung hat jedoch parallel zur 
längeren Gebäudeseite zu verlaufen. 

Die Anordnung der Gebäude ist parallel oder senkrecht zur Erschließungsstraße vorzunehmen. 
 

3 BAUWEISE  (§ 9 ABS. 1 Nr. 2 BAUGB) 
Im GE wird keine spezielle Bauweise festgelegt. 
 

4 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN  (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden über die Festsetzung von Baugrenzen gemäß 
§ 23 Abs. 3 BauNVO geregelt. Auf die Festsetzung durch Planzeichen zu Baugrenzen wird Bezug 
genommen. 

4.1 Private Verkehrsflächen 
4.1.1 Zufahrten 

Die im Bebauungsplan ausgewiesenen Ein- und Ausfahrten zu den Gewerbegrundstücken sind als 
Vorschlag zu werten. Ihre Lage kann, soweit es die Festsetzungen durch Planzeichen der 
überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulassen, auch verändert werden. 
 

6.5 Werbeanlagen 
Werbeanlagen an Gebäuden und baulichen Anlagen dürfen nicht über die Fassadenoberkante hin-
ausragen. Freistehende Werbeanlagen als W erbemasten, W erbestelen oder Fahnenmasten sind bis 
zu einer Höhe von max. 10,00 m zulässig. Beleuchtete Werbeanlagen sind nur zulässig, soweit die 
einzelnen Schriftzeichen rückseitig beleuchtet werden (indirekte Beleuchtung). Werbeanlagen sind 
so zu errichten, dass durch diese Verkehrsteilnehmer auf den öffentlichen Verkehrserschließungs-
straßen nicht geblendet bzw. irritiert werden. Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung 
zulässig. 

 
B) GRÜNORDNUNGSPLAN 

Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 
 

7 VERKEHRSFLÄCHEN, STELLPLÄTZE, ZUFAHRTEN, ZUGÄNGE 
Auf eine geringstmögliche Befestigung ist zu achten: untergeordnete bzw. gering belastete Ver-
kehrsflächen und sonstige aufgrund ihrer Nutzung nicht zwingend zu befestigende Flächen – mit 
Ausnahme aller Bereiche, wo grundwassergefährdende Stoffe anfallen oder von denen eine erhöh-
te Verschmutzungsgefahr ausgeht – sind mit unversiegelten und/ oder teilversiegelten Belägen zu 
befestigen. 

Eine Versiegelung ist nur in dem Umfang zulässig, wie es eine einwandfreie Benutzung der Ver-
kehrsflächen erfordert und andere Rechtsvorschriften dem nicht entgegenstehen, wobei im Sinne 
des Bodenschutzes wasserdurchlässigen Deckschichten der Vorrang einzuräumen ist. 

Die Stellplätze im Freibereich sind als befestigte Flächen mit Versiegelungsbeschränkung auszu-
führen, wobei der Durchlässigkeitsgrad der Belagsdecke der Durchlässigkeit des anstehenden Bo-
dens anzupassen ist. Vorgesehen sind Porenpflaster, Rasenfugenpflaster, Sandfugenpflaster, Ra-
sengitterpflaster, Schotterrasen und vergleichbare Beläge. 

Untergeordnete bzw. gering belastete Verkehrsflächen und sonstige aufgrund ihrer Nutzung nicht 
zwingend zu befestigende Flächen sind mit Ausnahme aller Bereiche, wo grundwassergefährden-
de Stoffe anfallen oder von denen eine erhöhte Verschmutzungsgefahr ausgeht, mit un- oder teil-
versiegelten Belägen zu befestigen. 
 

8 NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen und nicht anderweitig für betriebliche Zwecke genutz-
ten Freiflächen innerhalb des Planungsbereiches sind als Pflanzflächen auszubilden. Diese sind 
entweder als Rasen- oder Wiesenflächen zu gestalten bzw. flächig mit Bodendeckern und/ oder 
Stauden zu versehen und gegebenenfalls mit Gehölzen zu überstellen. 

Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist nur für Zugänge, Zufahrten, Aufenthaltsbereiche und 
Einfriedungen zulässig. 
 

Baum-/ Strauchbepflanzung: 
Beabsichtigt ist auf einer Länge von ca. 400 m, die Anlage einer geschlossenen, freiwachsenden, 
naturnahen Hecke mit einzelnen Überhältern. 
 Die Strauchpflanzungen sind mit einem Pflanzabstand in der Reihe von 1,5 m vorzunehmen (Ar-

tenliste 10.3). 
 Auf die Fläche verteilt sind innerhalb der Strauchgruppen gemäß Plandarstellung Bäume der Ar-

tenliste 10.1 oder optional 10.2 zu pflanzen. Die Pflanzarbeiten sind in der nach der Fertigstel-
lung der Baumaßnahmen folgenden Pflanzperiode fachmännisch auszuführen. 

Ausgefallene Gehölze sind in der folgenden Pflanzperiode artgleich zu ersetzen. 
 

10 ARTENLISTEN 
Bei der Gehölzverwendung ist auf das Einbringen autochthonen Pflanzmaterials zu achten. Die 
Verwendung von Nadelgehölzen und Scheinzypressen ist nicht zulässig. 

10.1 Gehölze 1. Ordnung 
Einzelgehölz: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 12-14 cm, Straßenrau m-
profil, falls erforderlich;  
Pflanzung in der Fläche: verpflanzter Heister, ohne Ballen, Höhe 150-200 cm: 
 Acer platanoides  Spitz-Ahorn, Fraxinus excelsior Gemeine Esche, 
 Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn, Quercus robur  Stiel-Eiche, 
 Betula pendula  Sand-Birke, Tilia cordata  Winter-Linde 
und andere standortheimische Arten. 

10.2 Gehölze 2. und 3. Ordnung 
Einzelgehölz: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 12-14 cm, Straßenrau m-
profil, falls erforderlich;  
Pflanzung in der Fläche: verpflanzter Heister, Höhe 125-150 cm: 
 Acer campestre  Feld-Ahorn, Pyrus pyraster   Holz-Birne, 
 Carpinus betulus  Hainbuche, Salix alba  Silber-Weide,  
 Malus sylvestris  Holz-Apfel, Sorbus aucuparia Gemeine Eberesche, 
 Prunus avium  Vogel-Kirsche, Sorbus aria  Mehlbeere 
und andere standortheimische Arten. 

10.3 Sträucher 
Mindestqualität: Strauch, mind. 4 Triebe, Höhe 60-100 cm: 
 Berberis vulgaris  Berberitze,  Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche, 
 Cornus mas  Kornelkirsche,  Rhamnus catharticus Kreuzdorn, 
 Cornus sanguinea  Roter Hartriegel, Rosa gallica  Essigrose, 
 Corylus avellana  Haselnuss,  Rosa pimpinellifolia Bibernellrose, 
 Crataegus monogyna Weißdorn,  Salix aurita  Öhrchen -Weide, 
 Euonymus europaeus Pfaffenhütchen,  Salix caprea  Salweide, 
 Ligustrum vulgare  Liguster,  Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
und andere standortheimische Arten. 

10.4 Obstbäume 
Einzelgehölz: Hochstamm, 2 x verpflanzt, Stammumfang 7-8 cm:  
Äpfel:    Birnen: 
 Florina,   Gräfin von Paris, 
 Goldrenette,  Doppelte Philipps. 
 Kaiser W ilhelm,  Zwetschge/ Pflaume: 
 Roter Boskoop.  Schöne aus Schöneberg. 
 Alexander Lucas. 

9.6 Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
Einzelbäume: 
An den dargestellten Standorten sind Bäume der Artenlisten 10.1  
oder optional 10.2 zu pflanzen, zu unterhalten und bei Abgang in der folgenden Pflanzperiode zu er-
setzen. Der Standort kann bei etwaiger Grundstücksparzellierung durch Verschieben von bis zu 
5,00 m vom Planeintrag angepasst werden. 
Stellplätze sind mit Bäumen der Artenlisten 10.1 und/ oder 10.2 zu überstellen. Nach jedem fünften 
Stellplatz ist hierbei ein Baum zu pflanzen. 

Die bestehenden  Bäume  sind zu unterhalten und bei Abgang artgleich zu ersetzen. Auf das Straßen-
raumprofil ist ggf. zu achten. 

Obstbäume: 
Pflanzung von vier hochstämmigen Obstbäumen nach der Artenliste 10.4, entsprechend der in der 
Plandarstellung  festgesetzten Standorte. Der Pflanzabstand der Bäume untereinander darf nicht we-
niger als 10 m und nicht mehr als 20 m betragen. Bei der Pflanzung sind ein fachgerechter Pflanz-
schnitt auszuführen und ein Verbissschutz anzubringen. 

Die Fertigstellungspflege beinhaltet das W ässern der Gehölze sowie das Freischneiden und die 
Nachpflanzung ausgefallener Gehölze. 

Die Entwicklungspflege erfolgt in den ersten beiden Jahren nach der Pflanzung, danach weitere Er-
ziehungs - oder Auslichtungsschnitte nur bei Bedarf. Ausgefallene Gehölze sind in der folgenden-
Pflanzperiode zu ersetzen. 

Baum -/ Strauchbepflanzung: 
Beabsichtigt ist auf einer Länge von ca. 400 m, die Anlage einer geschlossenen, freiwachsenden, 
naturnahe n Hecke  mit einzelnen Überhältern. 
 Die Strauchpflanzungen sind mit einem Pflanzabstand in der Reihe von 1,5 m vorzunehmen  (Ar-

tenliste 10.3). 
 Auf die Fläche verteilt sind innerhalb der Strauchgruppen gemäß Plandarstellung Bäume der Ar-

tenliste 10.1 oder optional 10.2 zu pflanzen. Die Pflanzarbeiten sind in der nach der Fertigstel-
lung der Baumaßnahmen folgenden Pflanzperiode fachmännisch auszuführen. 

Ausgefallene Gehölze sind in der folgenden Pflanzperiode artgleich zu ersetzen. 

11 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM AUSGLEICH 
Die erforderliche Ausgleichsfläche von 25.854 m² wird auf den vier nachfolgenden Flurstücken au-
ßerhalb des Geltungsbereiches bereitgestellt: 
 
Ausgleichsfläche A 

Lage 
Gemeinde Aiglsbach | Gemarkung Pöbenhausen | Fl.-Nr. 137 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung: Umgriff der Ausgleichsfläche; Darstellung nicht maßstäblich. 

Kompensation 

9.569 m² 

Entwicklungsziel und Zielerreichung Teilfläche 1 

Artenreiche Flachland-Mähwiese (GU*) magerer bis mittlerer Standorte durch Mähgutübertragung 
auf einer Fläche von 5.185 m². Zielerreichung 10 Jahre. 

Entwicklungsziel und Zielerreichung Teilfläche 2 

Streuobstwiese (BS*) auf einer Fläche von 2.630 m². Zielerreichung 25 Jahre. 

Entwicklungsziel und Zielerreichung Teilfläche 3 

Heckenpf lanzung (WH*) auf einer Fläche von 1.754 m². Zielerreichung 15 Jahre. 
 

Ausgleichsfläche B 

Lage 
Gemeinde Aiglsbach | Gemarkung Oberpindhart | Fl.-Nr. 605 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung: Umgriff der Ausgleichsfläche; Darstellung nicht maßstäblich. 

Kompensation 

8.802 m² 

Entwicklungsziel und Zielerreichung Teilfläche 1 

Waldmantelpflanzung (WH*) auf einer Fläche von 2.297 m². Zielerreichung 15 Jahre. 

Entwicklungsziel und Zielerreichung Teilfläche 2 

Streuobstwiese (BS*) auf einer Fläche von 6.505 m². Zielerreichung 25 Jahre. 

Ausgleichsfläche D 

Lage 
Gemeinde Aiglsbach | Gemarkung Aiglsbach | Fl.-Nr. 276 (Teilfläche) . 

 
Abbildung: Umgriff der Ausgleichsfläche; Darstellung nicht maßstäblich. 

Kompensation 

2.174 m² 

Entwicklungsziel und Zielerreichung 

Flachland-Mähwiese mittlerer bis nährstoffreicher Standorte (GU*); Zielerreichung 10 Jahre. 
Waldmantel (WX*); Zielerreichung 15 Jahre. 
 
* Biotoptyp nach Kartieranleitung Biotopkartierung Bayern. 
 
Im Detail wird auf die Begründung zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet  
Aiglsbach Süd-West D01“ verwiesen. 

Ausgleichsfläche C 

Lage 
Gemeinde Aiglsbach | Gemarkung Oberpindhart | Fl.-Nr. 615/1 
 

 
Abbildung: Umgriff der Ausgleichsfläche; Darstellung nicht maßstäblich. 

Kompensation 

5.367 m² 

Entwicklungsziel und Zielerreichung 

Flachland-Mähwiese mittlerer bis nährstoffreicher Standorte (GU*) sowie binsenreiche Feuchtwie-
se (GN*); Zielerreichung 10 Jahre. Heckenanpflanzung (WH*); Zielerreichung 15 Jahre sowie 
Kleingewässer (S122*); Zielerreichung 5 Jahre. 

9 ENTWICKLUNGSMASSNAHMEN/ PFLEGEMASSNAHMEN  
Die in der Plandarstellung des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan angegebenen Baum-/ Strauchpflan-
zungen stellen eine Mindestanzahl an Pflanzungen dar. Die Anzahl und die Lage der Baum-/ Strauchpflan-
zungen sind mit Ausnahme der straßenraumprägenden Gehölze variabel, wobei das planerische Konzept im 
Grundsatz einzuhalten ist. 
Das Mähgut ist erst am Tag nach der Mahd aus der Fläche zu entfernen und fachgerecht zu entsorgen. Ein 
Mulchen der Fläche ist nicht zulässig.  

Die nachstehenden Gestaltungsmaßnahmen sind dauerhaft zu unterhalten und entsprechend u. g. Vorgaben 
zu pflegen. 

* Biotoptyp nach der Kartieranleitung der Biotopkartierung Bayern. 

9.1 Öffentliche Grünfläche – Straßenbegleitgrün 
 Entwicklungsmaßnahme n: 

Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung mit vor allem salzverträglichen Arten  aus dem Herkunfts-
gebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plattenregion zu verwenden. Ansaatstärke 5 g/m². Der Kräu-
teranteil beträgt 30% und der Gräseranteil 70%. 

 Pflegemaßnahmen:  
Ein- bis zweischürige Mahd je nach Aufwuchsmenge: 
 erster Schnitt Anfang Juni, 
 zweiter Schnitt Anfang August. 

9.2 Öffentliche Grünfläche – bestehend 
 Pflegemaßnahmen:  

Gelegentliche Mahd, zusammen mit der letzten Wiesenmahd (siehe Festsetzung Ziffer 9.3). 

9.3 Öffentliche Grünfläche mit Entwässerungsfunktion 
 Entwicklungsmaßnahmen: 

Entwicklung einer Flachland-Mähwiese GU* durch Ansaat. Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung 
für frische, nährstoffreiche Standorte aus dem Herkunftsgebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plat-
tenregion zu verwenden. Das Mischungsverhältnis beträgt 50% Kräuter und 50% Gräser. Ansaat-
stärke 4  g/m². 

Pflegemaßnahmen:  
In den ersten drei Jahren ist eine ein- bis zweischürige Mahd, evtl. auch dreischürige Mahd – Häu-
figkeit  in Abhängigkeit der Aufwuchsmenge – durchzuführen: 
 erster Schnitt Anfang Juni, 
 zweiter Schnitt Anfang August, 
 dritter Schnitt Ende September. 
Im Weiteren ein- bis zweischürige Mahd, je nach Aufwuchsmenge: 
 erster Schnitt im Juni, 
 zweiter Schnitt im September. 
Alle drei Jahre einschürige Mahd im September. 

9.4 Private Grünfläche – Entwicklung Flachland-Mähwiese  
 Entwicklungsmaßnahmen: 

Entwicklung einer Flachland-Mähwiese GU* durch Ansaat. Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung 
für frische, nährstoffreiche Standorte aus dem Herkunftsgebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plat-
tenregion zu verwenden. Das Mischungsverhältnis beträgt 50% Kräuter und 50% Gräser. Ansaat-
stärke 4  g/m². 

Pflegemaßnahmen:  
In den ersten drei Jahren ist eine ein- bis zweischürige Mahd, evtl. auch dreischürige Mahd – Häu-
figkeit  in Abhängigkeit der Aufwuchsmenge – durchzuführen: 
 erster Schnitt Anfang Juni, 
 zweiter Schnitt Anfang August, 
 dritter Schnitt Ende September. 
Im Weiteren ein- bis zweischürige Mahd, je nach Aufwuchsmenge: 
 erster Schnitt im Juni, 
 zweiter Schnitt im September. 
Alle drei Jahre einschürige Mahd im September.. 

9.5 Private , nicht überbaubare Grundstücksfläche – Zur Einbindung in das Orts- und 
Landschaftsbild 

 Entwicklungsmaßnahmen: 
D ie nicht bepflanzten Bereiche und Räume zwischen den Gehölzen sind zu mähen. Die Gehölze 
sind in ihrer Entwicklung zu fördern. 

 Pflegemaßnahmen:  
Mahd je nach Bedarf. 
 

C) SCHALLSCHUTZ 
 
12 FESTSETZUNGEN GEMÄSS SCHALLSCHUTZGUTACHTEN 

Im Planungsgebiet sind nur solche Vorhaben zulässig, deren Geräuschemissionen (zugehöriger 
Fahrverkehr eingeschlossen) die folgenden Emissionskontingente LEK gemäß DIN 45691:2006-12 
weder tags (6:00 - 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 - 6:00 Uhr) überschreiten: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

SEK: ............  überbaubare Grundstücksfläche [m²] 

An den nächstgelegenen Immissionsorten inner- oder außerhalb des Geltungsbereichs mit dem 
Schutzanspruch eines Gewerbegebiets ist die Lärmbelastung gemäß den Vorgaben der TA Lärm 
zu bewerten. 
 
 

Haus-Nr. Fl.-Nr. 
Emissionsbezugsfläche 

SEK [m²] 

Emissionskontingent LEK 
[dB(A)/m²] 

Tag Nacht 

1 963/13 

4.780 63 47 3 963/15 

5 963/14 

2 963/2 2.180 62 46 

4 963/3 

3.530 63 47 
6 963/4 

8 963/5 

10 963/6 

12 963/7 
7.985 65 53 

14 963/8 

16 963/9 
3.695 64 50 

18 963/10 

20 963/11 
6.600 63 46 

22 963/12 

10 GRUNDWASSERSCHUTZ 
Die Freilegung von Grundwasser ist beim Landratsamt Kelheim – Wasserrecht – umgehend anzuzei-
gen. Für eine ggf. erforderliche Bauwasserhaltung ist beim Landratsamt Kelheim – Wasserrecht – 
rechtzeitig eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 

11 UMGANG MIT WASSERGEFÄHRDENDEN STOFFEN 
Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (§ 62 WHG) sowie für das Einleiten von Produktions-
abwässern in die Sammelkanalisation (§ 58 WHG) wird auf die wasserrechtlichen Anzeige- bzw. Ge-
nehmigungspflichten hingewiesen. 

12 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG 
Die Grundstücksentwässerung hat nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 und 
DIN EN 12056 zu erfolgen. 

Die Bodenversiegelung im gesamten Planungsbereich ist dabei auf das unbedingt erforderliche Maß 
zu beschränken. Zur Aufrechterhaltung der natürlichen Versickerungsfähigkeit sind die Zufahrten und 
PKW-Stellflächen soweit als möglich versickerungsfähig zu gestalten. 

Hinsichtlich der Versickerung von Niederschlagswasser wird auf die Niederschlagswasserfreistel-
lungsverordnung – (NWFreiV) vom 01.01.2000, mit Änderung vom 01.10.2008, die aktualisierten 
„Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das 
Grundwasser“ (TRENGW) vom 17.12.2008 sowie die Vorgaben der Regelwerke der Deutschen Ver-
einigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) M153 „Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser“ und A138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser“ hingewiesen. Für nicht erlaubnisfreie Einleitungen ist vom jeweiligen Grund-
stückseigentümer die wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. Der Nachweis für eine schadlose Über-
flutung (DIN 1986-100) ist zu erbringen. 

Bei Dachdeckungen mit Zink-, Blei- oder Kupfergehalt, die eine Gesamtfläche von 50 m² überschrei-
ten, sind zusätzliche Reinigungsmaßnahmen für die Dachwässer erforderlich. Bei beschichteten Me-
talldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach DIN 55928-8 bzw. die Korrosivitätska-
tegorie C 3 (Schutzdauer „lang“) nach DIN EN ISO 12944-5 einzuhalten. Eine entsprechende Bestäti-
gung unter Angabe des vorgesehenen Materials ist dann vorzulegen. 

Falls es bei Starkniederschlägen oder Schneeschmelze zu wild abfließendem Wasser kommen sollte, 
darf dieses nicht zum Nachteil Dritter ab- bzw. umgeleitet werden. 

Infolge von Starkregenereignissen können im Geltungsbereich des Bebauungsplans Überflutungen 
auftreten. Um Schäden zu vermeiden sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindrin-
gen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Die 
Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebäude wird mindestens 25 cm über Gelände fest-
gesetzt. Kellerfenster, Kellereingangstüren und sonstige Öffnungen unter dem Geländeniveau sind 
wasserdicht oder auszuführen oder mindestens 25 cm über Gelände geführt werden. 

Detaillierte Empfehlungen zum Objektschutz und baulichen Vorsorge enthält die Hochwasserschutzfi-
bel des Bundesumweltministeriums (www.bmub.bund.de; Suchbegriff „Hochwasserschutzfibel“). 

Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete 
Schutzvorkehrungen vorzusehen, z. B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen. In Gebäuden, die auf-
grund der Hanglage ins Gelände einschneiden, müssen beschilderte Fluchtmöglichkeiten in höhere 
Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein. 

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 

13 DIN-NORMEN 
Die in den Festsetzungen des Bebauungsplans genannten DIN-Normen und weiteren Regelwerke 
werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten in der VG Main-
burg , Poststraße 2a, 84048 Mainburg , an W erktagen während der Gesch äftszeiten  eingesehen wer-
den. Die betreffenden DIN-Vorschriften usw. sind auch archivmäßig hinterlegt beim Deutschen Pa-
tentamt. 

14 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan beinhaltet die vermes-
senen Grundstücke mit den Flurnummern 963/1, 963/2, 963/3, 963/4, 963/5, 963/6, 963/7, 963/8, 
963/9, 963/10, 963/11, 963/12, 966 (Teilfläche), 983, 984 (Teilfläche) der Gemarkung Aiglsbach. Der 
Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 46.447 m². 

15 INKRAFTTR ETEN 
Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 

1 PLANGRUNDLAGE 
Die aktuelle digitale Flurkarte (DFK) der Bayerischen Vermessungsverwaltung wurde von der Ge-
meinde Aiglsbach zur Verfügung gestellt. 
Die Planzeichnung ist zur Maßentnahme nur bedingt und als Eigentumsnachweis nicht geeignet, da 
keine Gewähr für Maßhaltigkeit und Richtigkeit gegeben ist. 

2 FREIFLÄCHENGESTALTUNG 
In den Einzelgenehmigungsverfahren kann durch die Bauaufsichtsbehörde nach § 1 Abs. 2 BauVorlV 
die Erstellung eines detaillierten Freiflächengestaltungsplanes durch einen qualifizierten Fachplaner 
angeordnet werden, um eine ausreichende, den Standortverhältnissen entsprechende Eingrünung der 
Baulichkeiten zu gewährleisten und eine Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen sicherzu-
stellen. 

3 DACH- UND FASSADENBEGRÜNUNG  
Eine Begrünung der Garagen, Carports und Nebengebäude mit Kletter- oder Schlingpflanzen ist ge-
wünscht. Als Richtwert gilt eine Pflanze pro 2,0 m Wandlänge. Insbesondere fensterlose Außen-
wandflächen von Hauptgebäuden sollten ab einer Größe von 100 m² mit selbstklimmenden, ranken-
den oder schlingenden Pflanzen begrünt werden. Dies gilt auch für Wandflächen, die nicht in einer 
Ebene verlaufen. Folgende Pflanzen sind u. a. geeignet:  
 Hedera helix   Gemein er Efeu, 
 Humulus lupulus   Hopfen, 
 Lonicera caprifolia   Jelängerjelieber, 
 Parthenocissus tricuspidata  Wilder Wein. 

Flachdächer oder Pultdächer (bis 12° Dachneigung), sollten bevorzugt mit einer wenigstens extensi-
ven Dachbegrünung ausgeführt werden, sofern keine technischen Aufbauten oder Anlagen der al-
ternativen Energienutzung dem entgegenstehen. Der Substrataufbau sollte hierbei mindestens 
10 cm betragen. Die Dachfläche sollte mit einer standortgerechten Gräser-/ Kräutermischung ange-
sät oder mit standortgerechten Stauden und Sedumsprossen bepflanzt werden. 

4 BODENSCHUTZ  – SCHUTZ DES OBERBODENS, MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ 
VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der anfallende Oberboden in nutzba-
rem Zustand zu erhalten und so zu sichern, dass er jederzeit zu Kulturzwecken verwendet werden 
kann. Er ist in seiner gesamten Stärke anzuheben und in Mieten (max. 3,00 m Basisbreite, 1,00 m 
Kronenbreite, 1,50 m Höhe, bei Flächenlagerung 1,00 m Höhe) zu lagern. Oberbodenlager sind ober-
flächig mit Gründüngung anzusäen. Die Mieten dürfen nicht mit Maschinen befahren werden. 

5 LEUCHTMITTEL 
Die Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel (z. B. LED, natriumbedampfte Leuchtmittel) wird 
angeraten. 

6 NACHBARSCHAFTSRECHT 
Zu angrenzenden benachbarten Flächen sind nachfolgende Abstände entsprechend AGBGB einzu-
halten: 
 0,50 m für Gehölze niedriger als 2,00 m Wuchshöhe, 
 2,00 m für Gehölze höher als 2,00 m Wuchshöhe. 
Gegenüber einem landwirtschaftlich genutzten Grundstück ist bei Bäumen von mehr als 2,00 m Höhe 
ein Abstand von 4,00 m zu wahren. 

7 DENKMALSCHUTZ 
Bei Erdarbeiten zu Tage kommende Keramik-, Metall- oder Knochenfunde sind umgehend dem Land-
ratsamt Kelheim bzw. dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden. Die aufgefundenen 
Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer  
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Auf die entsprechenden 
Bestimmungen des Art. 8 Abs. 1 und 2 BayDschG wird verwiesen. 

8 IMMISSIONS SCHUTZ 
Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien und die schalltechnische Untersuchung 
der C. Hentschel Consult Ing.-GmbH vom 25.03.2025 (Projekt-Nr.: 2311-2025 / SU V01_3) können zu 
den üblichen Öffnungszeiten in der Gemeinde Aiglsbach eingesehen werden. 

Bei Antrag auf Neu-Genehmigung bzw. bei Änderungsanträgen von bestehenden Betrieben ist nach-
zuweisen, dass die nach den jeweiligen Emissionskontingenten zulässigen und gemäß der 
DIN 45691:2006-12 zu berechnenden Immissionskontingente eingehalten werden. 

Die Prüfung der Einhaltung hat nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 für Immissionsorte außerhalb 
von Gewerbegebieten zu erfolgen. 

Die Berechnung und Beurteilung der Immissionsbelastung aus einem Vorhaben hat gemäß der 
TA Lärm unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung 
zu erfolgen. Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück, die im Zusammenhang mit dem Betrieb 
der Anlage entstehen, sind der zu beurteilenden Anlage zuzurechnen. 

Sind einer Anlage mehrere Teilflächen zugeordnet, so ist der Nachweis für die Teilflächen gemeinsam 
zu führen, das heißt es erfolgt eine Summation der zulässigen Immissionskontingente aller zur Anlage 
gehörigen Teilflächen. 

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen dieses Bebauungsplans, wenn 
der Beurteilungspegel den jeweils geltenden Immissionsrichtwert (IRW) der TA Lärm um mindestens 
15 dB(A) unterschreitet (Relevanzgrenze der DIN 45691). 

Der Nachweis der Einhaltung der zulässigen Emissionskontingente ist mit dem Bauantrag vorzulegen. 

9 IMMISSIONEN DURCH DIE LANDWIRTSCHAFT 
In der Nähe des Geltungsbereiches befinden sich landwirtschaftliche Nutzflächen. Im Zuge einer ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung dieser landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen die Anlieger mit 
zeitweise bedingten Geruchsimmissionen (Gülle, Mist, Pflanzenschutzmittel), Staubimmissionen (Ern-
te-Drusch, Trockenheit) und Lärmimmissionen (landwirtschaftliche Maschinen) rechnen. Diese Emis-
sionen können auch an Sonn- und Feiertagen auftreten. Die Bauwerber sind entsprechend darauf 
hinzuweisen. 

 

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

Öffentliche Grünfläche – bestehend, zu erhalten 
(s. Ziffer 9.2 der Festsetzungen durch Text) 

 
Öffentliche Grünfläche mit Entwässerungsfunktion 
(s. Ziffer 9.3 der Festsetzungen durch Text) 

 
Private, nicht überbaubare Grundstücksfläche – Entwicklung Flachland-
Mähwiese  (s. Ziffer 9.4 der Festsetzungen durch Text) 

 
Private, nicht überbaubare Grundstücksfläche – Zur Einb indung in das Orts- 
und Landschaftsbild (s. Ziffer 9.5 der Festsetzungen durch Text) 

 
Einzelbaum – bestehend, zu erhalten (s. Ziffer 9.6 der Festsetzungen durch Text) 

 
Einzelbaum – Pflanzgebot (s. Ziffer 9.6 der Festsetzungen durch Text) 

 
Obstbaum – Pflanzgebot (s. Ziffer 9.6 der Festsetzungen durch Text) 

 
Gehölzgruppe Baum-/ Strauchpflanzung – bestehend, zu erhalten 
(s. Ziffer 9.6 der Festsetzungen durch Text) 

 
Gehölzgruppe Baum-/ Strauchpflanzung – Pflanzgebot 
(s. Ziffer 9.6 der Festsetzungen durch Text) 

 
Ökologische Ausgleichsfläche 
(s. Ziffer 11 der Festsetzungen durch Text) 

 
Sonstige Planzeichen 

 
Geländehöhe im Mittel in Meter über NHN im Bestand 
(s. Ziffer 2.3.2 der Festsetzungen durch Text) 

 
Nutzungsschablone 
1. Art der baulichen Nutzung 
2. Grundflächenzahl (GRZ) 
3. Geschossflächenzahl (GFZ) 
4. Dachform (DF) / Dachneigung (DN) 
5. Wandhöhe (WH) 

 
Vermaßung – Beispiel 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes mit 
Grünordnungsplan 

 
Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Gewerbegebiet (s. Ziffer 1 der Festsetzungen durch Text) 

 
Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

 
Baugrenze:  Die  den Hauptnutzungszwecken dienenden überbau-

baren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen 
festgesetzt. 

 
Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 
 

Wirtschaftsweg 
 

Straßenbegrenzungslinie 
 
Ein-/ Ausfahrt 
Variabel wählbar 

 
Versorgungsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 6 BauGB) 

 
Trafostation 

 
Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 
 

Öffentliche Grünfläche – Straßenbegleitgrün 
(s. Ziffer 9.1 der Festsetzungen durch Text) 
 

Flächen für Versorgungseinrichtungen und Abwasserbeseitigung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 

 
Ableitung von Regenwasser 
Ausführung als offenes, naturnahes Gerinne innerhalb öffentlicher/ privater Grünflächen  
[schematische Darstellung; Festlegung der Lage und Ausführung auf Ebene der 
Entwässerungsplanung] 
Verrohrung innerhalb öffentlicher Grünflächen  
[schematische Darstellung; Festlegung der Lage und Ausführung auf Ebene der 
Entwässerungsplanung] 
 
Fließrichtung 
 
Flächen zur Niederschlagswasserbeseitigung 
Ausführung als naturnahes Regenrückhaltebecken m it gedrosseltem  Überlauf in den Vorfluter 
[schematische Darstellung; Festlegung der Lage und Ausführung auf Ebene der 
Entwässerungsplanung] 
 

Biotopkartierung Flachland mit Biotopteilflächen Nr. 
Datenquelle: Nachrichtliche Übernahme Bayerisches Landesamt für Umwelt, www.lfu.bayern.de 

 

Böschung 
 

Flurnummer (Beispiel) 
 

Flurstücksgrenze m it Grenzstein 
 

Hausnummer (Beispiel) 
 

Bebauung – bestehend 
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Präambel: 
Die Gemeinde Aiglsbach erlässt im Vereinfachten Verfahren gem. 
§ 2 Abs. 1, §§ 9, 1 0  und 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I, 
Nr. 394), Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt 
geändert durch §§ 12 und 13 des Gesetzes vom 23.12.2024 (GVBl. S. 605) 
und durch § 4 des Gesetzes vom 23.12.2024 (GVBl. S. 619), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21.11.2017 (BGBl I, S 3786), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) vom 22.08.1998 (GVBl. 
S. 796, BayRS 2020-1-1-I)  die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 
9.12.2024 (GVBl. S. 573) und der Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl 1991 I, S. 58) zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes 
vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802) diesen Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan Gewerbegebiet Aig lsbach „Süd-West“ Deckblatt 
Nr. 01 als S a t z u n g. 
 

  

§ 1 - Räumlicher Geltungsbereich 
Als räumlicher Geltungsbereich gilt der Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan i. d. F. vom 27.05.2025 einschließlich Festsetzungen 
durch Text und Festsetzungen durch Planzeichen. 
 

§ 2 - Bestandteil der Satzung 
Als Bestandteil dieser Satzung gelten der ausgearbeitete Bebauungsplan 
mit Grünordnungsplan sowie die Festsetzungen durch Text und 
Festsetzungen durch Planzeichen. 
 

§ 3 - Inkrafttreten 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
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§§ 3 und 4  
Abs. 2 
BauGB 

Mai 2025  BK 
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Maßstab 
 

Plandarstellung  M 1:1.000 
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